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Bezug; Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2473 ~ 


1. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die von ihr vor- 
gelegten Eckwerte und Grundsätze die in der Regierungs- 
erklärung angekündigte umfassende und große Steuerreform 
darstellen? 

2 . Sind die Beschlüsse der Bundesregierung vom 11. Juni 1971 
zur Gewerbesteuer so zu verstehen, daß die Notwendigkeit 
einer Gewerbesteuerreform mit dem Ziel ihres Um- und Ab- 
baus bejaht wird? 

3. Zu welchen Belastungsverschiebungen führt die Gesamtheit 
der Änderungsvorschläge bei den gesellschaftlichen (sozio- 
ökonomischen Gruppen, insbesondere bei den Arbeitnehmern, 
den Rentnern, den Selbständigen, den kinderreichen Familien 
(drei und mehr Kinder)? 

4. In welcher Weise wirken sich die Steuerrechtsänderungen auf 
das Steueraufkommen und die Ausgaben von Bund, Ländern 
und Gemeinden aus (Berechnung auf der Grundlage des gel- 
tenden Verteilungsschlüssels)? 

5. Welche Vorschläge führen nach Meinung der Bundesregierung 
dazu, daß das Steuerrecht „einfacher und übersichtlicher" so- 
wie „rationeller" wird? 

— Führen z. B. die beiden unterschiedlichen Abzugsverfahren 
bei den Sonderausgaben einmal von der Steuerschuld, ein 
anderes Mal von der Bemessungsgrundlage zu einer Ver- 
einfachung oder zu einer weiteren Komplizierung? 

— Wie hoch schätzt die Bundesregierung die bisherigen und 
die zukünftigen Verwaltungskosten? 

6. Woraus schließt die Bundesregierung, daß ihre Vorschläge 
„die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Bundesrepublik und 
damit die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
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stärken", insbesondere wenn in Betracht gezogen wird, daß die 
Besteuerung der Gewinne und des Vermögens in den übrigen 
EWG-Ländern schon jetzt niedriger liegt? 

Wie hoch ist die Gewinn- und Vermögensbesteuerung der 
Unternehmen einschl. Lastenausgleich und Gewerbesteuer 

a) gegenwärtig (mit und ohne Ergänzungsabgabe), 

b) künftig aufgrund der Eckwerte unter Einschluß sämtlicher 
Belastungsveränderungen, 

c) im Vergleich zu den übrigen EWG-Partnern und wichtigen 
Industrieländern? 


7. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung gegenüber der 
Tatsache ein, daß bei den gegenwärtigen Preissteigerungsraten 
die Besteuerung der nominalen Einkünfte bei kleineren und 
mittleren Einkommen zu sozialen Ungerechtigkeiten führt? 


8. Wie hoch hat die Bundesregierung bei der Aufstellung der 
Eckwerte das Steueraufkommen 1974 gegenüber 1970 insge- 
samt und bei der Umsatz-, Einkommen-, Lohn-, Körperschaft- 
und Gewerbesteuer geschätzt, und welche Preissteigerungsrate 
des Bruttosozialprodukts (Deflator) sowie welche Preis- und 
Lohnsteigerungen legt sie zugrunde? 


9. Womit begründet die Bundesregierung den Einbau der Er- 
gänzungsabgabe in den Einkommensteuertarif, obwohl sie in 
der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 und im Steuer- 
änderungsgesetz 1970 ihren ersatzlosen Abbau und Wegfall 
- also das Gegenteil - beschlossen hatte? 


10. Welche Ent- bzw. Mehrbelastungen ergeben sich in den Über- 
sichten drei, vier und fünf (Bulletin Nr. 95 S. 1047 bis 1049) 

a) für Verheiratete unter 50 Jahre und über 50 Jahre mit 
einem bis sieben Kindern, 

b) für Bedienstete des öffentlichen Dienstes unter Berücksich- 
tigung des Wegfalls des Kindergeldes? 

c) ohne/mit Ergänzungsabgabe? 

11. Hält die Bundesregierung die in der Tabelle auf Seite 1044 
oben (Bulletin Nr. 95) berechneten Verbesserungen des Fami- 
lienlastenausgleichs {+ 420 DM für Ehepaare mit einem Kind, 
+ 777 DM für zwei Kinder, + 204 DM für drei Kinder, + 564 
DM für vier Kinder) für eine gerechte Neuregelung? 

12. Warum wertet die Bundesregierung den Splittingeffekt als eine 
„zwangsläufige Folge des progressiven Einkommensteuer- 
tarifs'', (Bulletin Nr. 95 S. 1019), und warum lehnt sie diese 
Begründung für die Kinderfreibeträge und die Sonderausgaben 
ab? Entspricht es dem Verfassungsauftrag des Artikels 6 des 
Grundgesetzes und der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts, daß die Minderung der steuerlichen Leistungs- 
fähigkeit durch Kinderlasten steuerlich nicht berücksichtigt 
wird? 


13. Wie hoch ist die Steuerent- bzw. -belastung durch die neue 
Sonderausgabenregelung bei unter und bei über 50jährigen 
Arbeitnehmern und Selbständigen in typischen Einkommens- 
gruppen unter Zugrundelegung der Annahme, daß die Höchst- 
beträge in den mittleren Einkommensgruppen voll ausgeschöpft 
wurden? 


14. Hält die Bundesregierung die Anwendung eines Multiplikators 
bei den Einheitswerten für ein Verfahren, das dem Grundsatz 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung entspricht? Wie groß ist 
die Schwankungsbreite der seit 1964 eingetretenen Wertsteige- 
rung bei den einzelnen Vermögenskategorien, insbesondere 
bei Ein-, Zwei- und Mehrfamilienhäusern, bei Alt- und Neu- 
bauten und bei Betriebsgrundstücken? 

15. Zu welchen Mehreinnahmen führt die Anhebung der Einheits- 
werte unter Berücksichtigung der Multiplikatorwirkung jeweils 
bei den einheitswertabhängigen Steuern? 
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16. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Wirkung der Grund- 
steuererhöhung 

a) auf die Mieten ein, 

b) wie wirken sich Mieterhöhungen auf die einzelnen gesell- 
schaftlichen (sozioökonomischen) Gruppen aus bei Ein- und 
bei Zweifamilienhäusern? 

17. Welche Mehreinnahmen bringt die Anwendung der neuen Ein- 
heitswerte mit dem vorgesehenen Multiplikator bei der Be- 
steuerung des Nutzungswerts der Wohnung im eigenen Haus? 

18. Welche Gründe haben die Bundesregierung veranlaßt, bei der 
vorgeschlagenen Anhebung der Mehrwertsteuer um einen 
Prozentpunkt abweichend von der Berechnung der Steuer- 
reform-Kommission und der Erklärung des parlamentarischen 
Staatssekretärs Hermsdorf vom 13. Juni 1971 im Hessischen 
Rundfunk, den Preissteigerungsfaktor von 0,7 ®/o auf 0,5 ®/o her- 
abzusetzen? Wie hoch ist die Mehrbelastung bei „ausgewähl- 
ten Haushalten", insbesondere bei Renten- und Sozialhilfe- 
empfängern? 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


Die Bundesregierung erkennt das Bedürfnis nach Information 
über die Neugestaltung des Steuerrechts durch die Steuerreform 
an. Mit ihrem Beschluß vom 11. Juni 1971 hat sie die Eckpfeiler 
der Reform deutlich gemacht und damit das von ihr beabsich- 
tigte Gesamtkonzept entworfen. Obwohl es sich hierbei erst um 
eine Festlegung von Grundlinien für die Ausarbeitung von 
Gesetzen handelt, ist die Öffentlichkeit bereits ausführlich über 
die Ecfcwerte und Grundsätze zur Steuerreform unterrichtet 
worden. Die Bundesregierung ist bereit, dem Informations- 
bedürfnis auch weiterhin im Rahmen des Möglichen Rechnung 
zu tragen. 

Die Steuerreform erfordert eine Überarbeitung fast des gesam- 
ten Steuerrechts. Die entsprechenden Gesetzentwürfe werden 
gegenwärtig im Bundesministerium für Wirtschaft und Finanzen 
erarbeitet; sie werden anschließend mit den beteiligten Bundes- 
ressorts abgestimmt und mit den Ländern sowie mit den Ver- 
bänden erörtert. 

Im gegenwärtigen Stadium der Reformarbeiten müßte der Ver- 
such einer umfassenden Darstellung, insbesondere einer Viel- 
zahl denkbarer Sonderfälle, zu einer teilweise unvollständigen 
und mißverständlichen Information führen. Erst wenn alle Ein- 
zelfragen in den Gesetzentwürfen ihren Niederschlag gefunden 
haben, sind weitergehende Aussagen über die Belastungsver- 
schiebungen für die einzelnen gesellschaftlichen Gruppen und 
über die Auswirkungen für die Steuergläubiger möglich. Es 
kommt hinzu, daß ein umfassenderes Eingehen auf die zahl- 
reichen Einzelfragen der Kleinen Anfrage wegen der damit ver- 
bundenen Arbeitsbelastung den zügigen Fortgang der Reform- 
arbeiten beeinträchtigen würde. 

Schon jetzt kann jedoch gesagt werden, daß die Bundesregie- 
rung es sich angelegen sein läßt, bei der Vorbereitung der 
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weiteren Steuerreformgesetze ebenso wie bisher die steuerliche 
Leistungsfähigkeit sowie die Förderung des Leistungswillens 
und der Investitionsbereitschaft zu berücksichtigen. 

Es war von vornherein die erklärte Absicht der Bundesregie- 
rung, die Steuerreform in drei aufeinanderfolgenden Steuer- 
reformgesetzen zu verwirklichen. Nach dem ersten Steuer- 
reformgesetz (AO 1974), das bereits dem Bundestag zur Be- 
ratung vorliegt, hat die Bundesregierung mit der Beschluß- 
fassung über die Eckwerte und Grundsätze für die Steuerreform 
die wesentlichen Grundlagen für das zweite und dritte Steuer- 
reformgesetz geschaffen. 

In das für die Steuerreform entwickelte Gesamtkonzept wurde 
auch die Gewerbesteuer einbezogen. Dabei ist die Bundesregie- 
rung der Auffassung, daß die Gewerbesteuerreform im Zusam- 
menhang mit der Harmonisierung der „indirekten Besteuerung" 
in der EWG zu sehen ist. Sie hat in den Eckwertbeschlüssen 
klargestellt, daß die darin vorgesehenen gewerbesteuerlichen 
Erleichterungen keinen Ersatz der Gewerbesteuerreform dar- 
stellen. 

Die Gesetzentwürfe werden darüber Aufschluß geben, daß die 
Steuerreform insgesamt zu einem gerechteren und soweit mög- 
lich einfacheren Steuerrecht führt, das insbesondere Verein- 
fachungen auf folgenden Gebieten beinhaltet: 

— im Lohnsteuerverfahren 

— bei der Sparförderung 

— bei der Gewinnermittlung. 

Auch die Abschaffung der Ergänzungsabgabe und der Abbau 
von steuerlichen Vergünstigungen bzw. deren Umwandlung in 
offene Subventionen werden dazu beitragen, das Steuersystem 
einfacher und übersichtlicher zu gestalten. 

Der vorgeschlagene Einkommensteuertarif ist unabhängig von 
der Abschaffung der Ergänzungsabgabe entwickelt worden. 

Die Bundesregierung hält ebenso wie die früheren Regierun- 
gen am Nominal Wertprinzip fest. Dafür haben sich im übrigen 
auch die Deutsche Bundesbank, die Spitzenverbände der Wirt- 
schaft und die Steuerreformkommission ausgesprochen. 

Klarstellend sei darauf hingewiesen, daß die Lebenshaltungs- 
kosten sich bei einer Erhöhung des Umsatzsteuersatzes von 
11 auf 12 Punkte unter Beibehaltung des ermäßigten Steuer- 
satzes von 5,5 Punkten - wie vom Kabinett beschlossen - rech- 
nerisch um 0,5 V. H. erhöhen können. Nur wenn auch der er- 
mäßigte Umsatzsteuersatz von 5,5 auf 6 Punkte erhöht würde, 
ergäbe sich rechnerisch eine Steigerung der Lebenshaltungs- 
kosten um 0,7 V. H. 

In Vertretung 

H. Hennsdorf 



